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nlaß der Planung 

ereits im Jahr 1975 war im Zusammenhang mit einer- neuen Trassenführung der B 27 

urch das Neckartal ein Bebauungsplanverfahren zur Erschließung weiterer Gewerbeflä-

1en für den Bereich lIGüllen ll eingeleitet worden. Dieses Verfahren ruhte wegen der Än':' 

erung der Straßenp(anung. Es wurde erst im Jahre -1989, nach der Rechtskraft der 

lanfeststellung für die "Blaulachtrasse ll wieder aufgegriffen. Wegen erheblicher hydrolo-

ischer', klimatologischer und landschaft$räumlicher Bedenken, die' sich im Laufe der 
, , 

tädtebaulichen Untersuchungen zum Planentwurf herauskristallisierten, wurde das Ver-

~hren ,wieder eingestellt. 

nlaß für die Wiederaufn'ahrne des Verfahrens war die Absicht der Deutschen Bunqe5-

ost, ein' Hriefverteilungszentrum in Tübingen zu errichten, für das nach v~rschiedenen 

Intersuchungen der IrGüllen" wegen seiner städtebaulichen und verkehrlichen Lage-

unst der richtige Standort ist. Entsprechendes Gewicht wurde der Standortwahl durch . 

je üb,ergeordneten ~elange der Sicherung von Arbeitsplätzen und der Vermeidung ei- , 
, -

es Zentralitätsverlustes für Tübingen eingeräumt. Die Absicht ein Briefverteilungszen- -
, , 

'Urr:t zu errichten, wurde. jedoch wegerl geänderten Standortüberlegungen' wieder, 

ufgegeben. 
\ . 

• uch i$t der Ausbau der B 27 vollendet Der' Bereich "GOlIen" stellt sich nun als eine all-

eitig vqn Straßen- und Bahntrassen umgrenztej landwirtschaftlich genutzte "Inselll-Flä-

he dar. 

:5- besteht eine ,erhebliche Nachfr~ge 'an Gewerbebaugrundstücken, auch von ortsan-

ässigen Betrieben, ~ie weg~n beengter Rau'niverhäitnisse oder aus Gründen d~r, Ver-

'ägrichkeit mit ,einer ~enachbarten' Wohnbebauung ihre Betnebsstätte auslagern müs-

en-. Dieser Nachfra~e steht nur ein gerin~eres Änge~.ot an vorhandenen oder in de~ ~Ia:" 

üng befindlichen Gewer.begrundstücken gegenüber. Zur: Vermeidung der' potentiellen 

lbwanderGhg ortsa'nsässig,er Gewerbeb~triebe, die zwangsläufig Defizite in der Versor-

:ung und negativ~ Auswirkungen auf die Arbeitsmarktrage und ihrer Struktur in Tübing~'n 
. . ~. 

ur Folge hätt~, ist die Ausweisung weiterer Gewerbebaugrundstücke unumgänglich. ' ~ 

'orbereitende Bauleitplanung 

11 Flächennutzungsplan des Na~hbarschaftsverbandes Reutlingen-Tübingen ist der 8e-
,-

eich IfGüllen" (nördlich der B 27 neu) und der Bereich tlVor dem Großholzli (zwischen B 
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Im Rahmen der 29. Fortschreibung des Frächennutzungsplanes wurd~ für die letztge-

nannte Fläche die Absicht -einer gewerblichen Nutzung' aufgegeben und diese als "Flä-

che für die Landwirtschaftll ausgewiesen. Der Bereich "GülIenu ist. weiterhin als "gewerbli-

che Baufläche'\ allerdings "mit besonderen Anforderung an die Umweftverträglichkeit" 

dargestellt. 

Der Bebauungsplan IIGewerbepark Neckarauel1 wird damit aus dem Flächennutzungs-

plan en.twickelt. 

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der räumliche Geltungsbereich .des· Bebauungsplanes ist in planungsrechtficher Hinsicht 

dem Außenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen. 

Die im Planbereich bereits vorhandenen Betriebe auf den Grundstücken nOb dem Ku-

sterdinger Weg" 2- 2/2 (Reifenhandel und Betonmischanlage) werden durch den 8ebau-

ungsplan.in ihrem Bestand legalisiert, wobei allerdings geringe Flächenansprüche für öf-

fentliche Verkehrs~ und Grünflä~hen durch den Bebauungsplan begründet werden. 

Für _ ~ie Planung der B 27 (!"leu) zwischen dem Tübinger Knoten und Kirchentellinsfurt 

'wurde 1993 das Planfeststellungsverfahren abgeschlossen. 

Teile dieser Ve-rkehrsflächen (Güllenknoten und ein Streckenabschnitt der B 27) werden 

entsprechend den Festlegungen im Planfests!ellungsverfahren in den Planbereich des 

Bebauungsplanes mit aufgenommen. 

4. -Plangebiet 
. ' 

, Das Plangebiet pmfaßt ne~en dem eigentlichE?n "Gew~roe- und Sondergebiet" .im Ge-

wann "Güllen" auch die Fläche zwischen 8 27 und Waldrand. Durch die 'Einbeziehung 

dieser Flärthen soll ~iner~eits die landwirtschaftliche Nutzung gesichert, andererseits die 

Voraussetzungen für naturschutzrechtliche -Ausgfeich'smaßnahmen geschaffen wer(jen. 

Die dazwischenlieg~nden Verkehrsflächen werden wegen. d~r enge'ri räumlichen' Verzah'i 
, , 

nung mit den vorgenannten Flächen mit in, den Planbereich einbezogen. 

Der Planbereich umfaßt insgesamt ca. 33,6 ha, davon entfallen auf 

- Gewerbegebiet 

- - Fläche für die Versorgung (Umspannwerk) 

- Landwirtschaftliche Nutzfläche 

ca. 12,1 ha 

ca., 1,0 ha 

,ca. 6,3 ha 
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- Öffentliche Verkehrsfläche (im GE+.SO, einschL Kusterdinge·r Straße) 

- Öffentliche Grünf!äche (irT\"GE+SO, einsehl. Kusterdinger Straße) 

- Öffentliche Verkehrsfläche (827 einsehl. Knoten + einseht. Verkehrs-

grünfläche ) 

- Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Natur und Landschaft 

5. Städtebauliche Zielvorstellungen 

ca. 1,3 ha 

ea .. 1,1 ha 

ca. 7,3 ha 

ca. 4,5 ha 

Mit der AUfstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Gullen" sollen die planungs-

rechtlichen· Voraussetzungen für die Ansiedlung gewerblicher Betriebe gesqhaffen wer-

den.Auch soll eine landwirtschaftliche Nutzung der südlich an die 8 27 anschließenden 

Flächen planungsrechtlich sichergesteUt werden. 

Für die Stadt Tübingen ist die Erschließung weiterer gewerblicher"Bauflächen zur Siche- . 

rung der Versorgung und der Arbeitsplätze E?i!1 wichtiges stßdtebauliches Ziel. Aus regio-

nalplanerischer Sicht ist zudem die Sicherung der Funktionsfähigkeit und Zentrafität des 
- .. .~ 

Oberzentrums durch Ansiedlung entsprechender Dienstleistungsunternehmen, Hand-

werks- ·und Gewerbebetriebe erforderlich. ' 

Für die Umsetzung_ dieser Zielvorstellungen kommen in Tübingen a~fgrund der topogra-
; . . 

phisehen, naturräumlichen und klimatologischen Situation sowie der historischen bauli-

- chen Entwicklung:nur wenige Bereiche in Betracht, wobei regelmäßig "'nterE?ssenkonflikte 

. verschiedehste( Art zu bewältigen. sind. 

". Gegen difa Auswe.isung gewerblicher- Bauflächen im Bereich "GüllenIl sprechen zunächst 

die 

- potentielle Grundwassergefährdun9, 

7. mögliche SChadstoffbelastung für die Stadt, 
~ -.: . 

- Entzug land'vYirtschaftlicher Flächen, 

ö dur~h Aufschüt~ungen, AusgJeichsmaßnahmen und Grundwasserschutzvorkehrungen 

ve~euer:ten Erschl,ießungsaufwendungen. 

In Anbetracht der Tatsa~he, daß für Produktions-, Handwerks- und Dienstleistungsbetrie-

be auch unter Berücksichtigung der ök.ologis~hen, klim~tologischen' und lands~h,afts­

.. räumlichen Situation andere geeigt"lete Flächen nit:ht zur Verfügung stehen, übelWiegen 

die öffentlichen Belange . 

~ auf Arbeitsplatzbindung und -schaffung j 

l.':. 
~ I • 

-I 
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- einer Verkehrsanbindung ohne Inanspruchnahme innerstädtischer Straßen "und ein di-

rekter Anschluß an das überörtliche Verkehrsnetz, 

- der Ve:träglichkeit benachbarte~ Nutzungen w~gen der Entfernung zur nächstliege~­

den oder möglichen Wohnb~bauung: -

Die von der B 2Tabzweigenden Verknüpfungsstreckeri (KusterdingerWeg im Osten! Ab~ 

zweigeast Richtung.Lustnau im Westen), ihre Dammrage im Süden und die Bahnstrecke 

im Norden bewirken ei~e aus städtebaulichen1 straßen- und landscha~tsräumlichen 

Gründen zweckmäßige Abgrenzung des' Gewerbegebietes. Sie rechtfertigen auch die. 

. Herausnahme aus dem Landschaftsraum und seine gewerbebauliche Nutzung. 

Um eine Inanspruchnahme weiterer Außenbereichsflächen ~u vermeiden ist im Gewer-

begebiet eine verdichtete bauliche NutZung mit horiiontaler und vertikaler Ausrichtung 

vorgesehen. Wegen der klaren Ausgrenzung aus dem, übrigen Landschaftsraum ist eine 

Abstufung der vertikalen Ausrichtung 'der Baukörper und der Baurnassen nicht 

erforderlich .. 

. 6.. Inhalt 

6.1 Art der baulichen 'Nutzung 

Der Planbereich wird als' "Gewerbegebiet" ausgewiesen. Die Ausweisung eines "Indu-

striegebietes" ist aus 'ökologischen, klimatologischen Gründen und wegen' des .Grund-

wasserschutzes nicht zweckmäßig. Dabei ist zu berücksichtig~n, da~ das '~Industriege­

biet" den Auffangtatbestand unter den gewerblichen Bauflächen für solche E?~triebe dar-

stellt, die in' anderen Baugebieten wegen ~er potentiellen 'Emission~belastung nicht ZlJ-

lässig sind. 

Der Darstellung im Flächenri,utzungsplan '~gewerb.liche Baufläc'he mit besonderer Anfor-

derung an die Umweltvertraglichkeit und Gestaltung der Anlagen" wird im Bebauungs-
"-..;, . . . 

plan Rechnu.ng getragen,' da Gewerbebetriebe, andere Nutzungen und bauliche Anla- , 

gen, ~ie eine potentielle Gefährdung für den BodenlWasserhaushalt darstellen würden, 

-ausgeschlos$en werden. "passelbe gilt für Tankstellen. 

Aus bodenwirtschaftlichen Gründen und nicht zuletzt wegen des gebotenen haushälteri-

schen Umganges mit den gewerblichen Baugrundstücke"n werden Einzelhandelsbetrie~-' 

be, Vergnügungsstätten) Betriebe des BeherbE?rgungsgewerbes sow-i~, Schank-. und 

Speisewirtschaftt?n zugunsten von Produktions- t Handwerks- un~ Dienstleistungsbetrie-

ben ausgeschlossen.' 

" 
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Geschäfts-, Büro-und Verwaltungsgebäude werden ausnahmsweise zugelassen. Damit 

soll eine flexible Nutzung. im Gewerbegebiet ermöglicht werden. 

Einrichtungen der Forschung und· Wissenschaft sowie der Produktentwickrung und -ge-

staltung sind allgemein zulässig. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Zur Vermeidung einer späteren weiter~n Ina nspruchnahme von Außenb~reichsflächen 

ist mit einer GrundflächenzahJ von 0,8 ein hoher bauli.cher Verdichtungsgrad vorgese-

hen. Die damit zwangsläufig' einhergehendeI fast vollständige Bodenversiegelung ist 

schon wegen des Grundwasserschutzes zur Vermeidung des Eintrages von wasserge-

fährdenden Stoffen erforderlich . 

. Mit der beabsichtigten Verdichtung Wird neben einer.-horizontalen Ausrichtung auch eine 
. ., 

vertikale Ausnutzung des, Ba~gebietes angestrebt. Dem wird die festgesetzte Baumas-

;5enzahl von 8,0 gerecht. 

Wegen den technischen Erfordernissen von Handwerks- und Produktion~betrieben. wird 

unter Berücksichtigung der landsc,haftsräumlichen Verträglichkeit und der klimatischen 

Bedingungen eine Gebäudehöhe von 12 m' festgesetzt. Dieses Maß liegt damit rund 2 m 

höher als die Gebäudehöhe der' vorhandenen Betriebsgebäude der Fa. BUB. 

6.3 Überbaubare Grundstü.cksflächen 

Aus, Gründen der in .einem Gewerbegebief erforderlichen Flexibilitä~ und Reversibilität 

wird auf eine differenzier.te Ausgestaltung der überbaubaren .Grundstücksflächen ver-
. , 

zic.htet. Lediglic,h zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin' wird durch die ~usweisung von 

Baugrenzen ein aus straßenräumlicher Sicht e~orderli~he~ Abstand der .paulichen Nut-

zung sichergestellt. 
"(.~,~ ~ 

6.4 Bauweise, 

Die fn einem Gewerbegebiet üblich~n Baukörperabmessunge'n machen eine von der o~j 

fenen abweicher:tde Bauweise erforderlich. Zur Gewährleistung einer ausreichenden 
, \ 

Durchlüftung des Baugebietes werden die zulässigen Gebäuderängen auf 80 m be .. 
. . 

grenzt Nur ausnahmsweise können aus betriebstechnischen Gründen erforderliche grö-

ßere GebäudE;?rängen zugelassen werden. 

:~/~ .. ':~' .. ~~'; ~;.:~ :; .... :-
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6.5 Höhenlage der Gebäude 

Unter Berücksichtigung d~r erforderlichen Auffüllungen ~rgibt sich das Erfordernis zur 

Festsetzung der Höhenlage der Gebäude und baulichen Anlagen. Gleichzeitig wird damit 

sichergestellt, daß Bodenaush~b nicht anfällt. 

- 6.6 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Zum Schutz des Grundwassers vor -Eintrag kontaminierter Stoffe -wird i~ Gewerbegebiet 

auf Grundlage einer ökotogischen Risikoanalyse eine AuffÜllung. mit nicht kon~aminierten,­

bindigen Böden- mit homogener Beschaffenheit festgesetzt. Soweit mit anderen bautech-
, -

nischen Maßnahmen ein gleichwertiger Grundwasserschutz erreicht werden kann, sind 

Ausnahmen zulässig. Auch ist der Ausschluß von grundwasse.rgefähr~enden Nutzungen 

und die Festsetzung von Schutzvorkehrungen notwendig-. 

_ .Samtliche Zufahrten, Stellplätze, Verkehrsflächen, offene I.:.ager- und Arbeitsflächen 

müssen mit wasseruridurchl~ssigen Belägen und seitlichen Aufkantungen ausgeführt 

und an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 

Weitere Festsetzungen zum Schutze qes ~rundwassers sind entbehrlich., da sich di~ 

Verbote zum Schutze des Grundwassers abschließend aus der Rechtsverordnung des 

. Landratsamtes vom 24.06.1993 ergeben. 

-Zur Vermeidung unzumutbarer Lärmeinwirkungen im Bereich der B 27 wird für betriebs-
• • • 1 '. • • 

b,ezogene Wohnungen die Ausbildung von Schal~schutzfenster nach dem einschlägigen. 

Regelwerk. der Technik· festgesetzt. 

6.7 Pflanzgebote 

Die im Be~auungspian festgesetzten' Pflanzgebote die~en einer Verzahnung· des Gewer~ 

begebietes mit der anschließende'n freien Landschaft und einer optischen Gestaltung _ 
• i ... '. -

des Gewerbegebietes. Darüber hina~s ist die· BepflanzunQ zur positiven Beeinflussung 

der Saue'rstoffbilanz, zur Staubbindung in der Luft und zu( Verringerung einer themli-. 

sehen .Belastung, 'verursacht durch überdimensionale befestigte f.lächen-urid Fassaden- 1 

flach.~n erforderlich. Aus dem gleichen Grunde- sind größere Fassaden- und Dachflächen'-,-

zu begrünen. Die DachbegrürJung hat zud~m den Vorteil eines verzögerten Anfalles von 

Dachw.asser. Anstelle einer Dac~begrünung kann.auch .eine Fassadenbegrunung treten~ 
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6.8 Baugestaltung 

In die Gestaltungsfreiheit ~oll nicht nennenswert eingegriffen werden. Für die Fassaden .. 
, . 

und Dachgestaltung wird deshalb nur eine Negativabgrenzung festgesetzt. Glänzende 

Materialien, grene Farben und Volltöne sind nicl:1t zulässig, da, sie mit der angrenzenden 

freien Landschaft nicht verträglich sind. Dasselbe gilt .für Werbeanlagen auf dem Dach 
, . 

der Gebäude und auf den nicht überbaubaren und einzugrqnehden Grundstücksflächen, 

sowie für Werbeanlagen mit Blendwirkung und Signalfarben und von' Lauf- und 

WechseUichtanlagen. 

7. Verkehrserschließung 

Der "Gewerbepark Neckaraue't wirq über die Eisenbahnstraße und über einen, in diese' 

Sammelstraße eingehängten Bügel (Joppestraße) erschlossen. 1nsbesondere der direkte 

Anschluß 'an, die B 27 über das planfreie Knotenwerk, den sog. "Güllenknoten lt ist als ver-

kehrstechnisch günstig einzustufen. 

Die Eisenbahnstraße wird künftig, durch den Gewerbepark noch me~r Schwerlastverkehr , 

a!Jfnehmen müssen. Um efne Gefährdung 'für Fußgänger und Radfahrer aus~uschli.e­

ßen, wird auf der Südseite der Eisenbahnstraße ein 3,0 m breiter kombinierter Rad- und 
. -. . . ... 

, Fußweg fest~esetzt. Entlang der Jopp.estraße ist ein abgesetzter einseitiger, 2 m breiter 

Gehweg vorgeseher:1.' 

-Von der B 27 aus ' besteht aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkel)rs ein 

Zufahrtsverbot in das Gewerbegebiet. Auch sind von der B 27 aus bauliche Aniagen erst 
I 

in einer Abstandszone von 30 ,m zulässig. ' 

Ebenso ist ein Pflanzstreifen zur 8 27 hin wegen der, überörtlichen Funktion -der B 27 

erforderlich. 

8. Entsorgung, 
-

Der Gewerbepark liegt g~genwärtig so tie~, daß, eine Entwäs~erung im 'Freispiegelgefä~le', 

nur durch eine Erhöhung des Niveaus t d.h. durch 'eine Auffüllung des Geländes möglich! 
, " 

- . wird. 

- " 

. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit Richtung Osten (Kusterdinger Weg) oder Ric~tung 
. . 

Westen (Südsammler am Fuße der B 27) zu entwässern,. Nach näherer Untersuchung 

hat sich die letztere Lösung als die zweckmäßigere und billigere herausgestellt. . ~,' . 

:-.. , - ... : .... ' ... 
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Die Länge des Kanals und seine frostsichere Höhenlage bedingt am "letzten zu entwäs-

sernden Punkt" eine Erdaufschüttung von ca. 5 m Höhe. 

9s . Umweltverträglichkeit 

Im. Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfun~ wurde von der Planungsgruppe Ökologie 
. . 

und Umwelt ein~ ökologische Risikoanalyse sowie ein Maßnahmenkatalog mit Vorschlä-

gen und Handlungsempfehlungen ausgearbeitet., Das m.aßgebende, zu schützende. Um-

weltmedium ist i'm Bereich Güllen der Grundwasserleiter. Zum Schutz des Grundwassers 

·ist eine Aufschüttung mit bindigem, schadstofffreiem und homogenen Material mitgerin- . 

ger Wasserdurchlässigkeit zweckmäßig. Dasselbe gilt für den Ausschluß qer Zu lässigkeit 

von Gewerbebetrieben, Nutzungen und baulichen Anlagen mit erheblichem Grundwas-

sergefährdungspotential (vgl. Zift. 6.1 und 6.5). 

Durch die Lage des Gewerbegebietes in der Schutzzone 111 A sind bei einer künftigen 

baulichen Nutzung auch die Regei~ngen der Trinkwasserschutzverordnung .für das "Un-

tere N eckarta·lft zu beachten. Der Ver- und Gebotskatalo.9" der Trinkwasserschutzverord-

, nung wurde "bei der Ausarbeitung des Textteiles des Bebauung.splanes berücksichtigt. 

, -
Zur Verringerung -der Efl1issionsbelastüng für das Stadtgebiet· wird im Bebauungsplan 

. festg~setzt, daß feste und flüssige Stoffe nicht zur H.eizenergiegewinnung und AbfaIJbe-

seitigung verbrennt werden dürfen, da .dLjrth' die Häufigkeit vor:-tlnversionswetterlagen im 
. . . 

Neckartaf eine ausreichende Verdünnung von Luftschadstoffen nicht immer gewährIei-

-stet is~. Trotzdem wird sich aus klimatischer Sicht durch die Ausweisung des. Gewerbege-

bietes die lufthygienische Situation' in dem,· bereits durch Verkehrs~missionen hochbela~ 

steten Unteren Neckartal' weiter verschlechtern. Auch mit Begrünungsmaßnahmen wird. 

kein yollständiger Ausgleich für de Verlust von KaltluftentstehungsfJächen zu' erreichen 
. , -

. sein . 

. ' 

Da das Gebiet bereits jetzt durch den Straßenvt?rkehr stark belastet ist und der Orientie~ .. 

rUYlgswert für eine Freirau.mnutzung von 55 dB(A) überschritten wi!d,. ist die Zunahme der 

VerJärmung durch das Gewerbegebiet nicht als bedeutsam einzustufen. 

Auf die ökologische Risikoanalyse der Pfanungsgruppe Ökologie und. Umwelt wird 

hingewiesen. 

10. Grünordnung 

(vgl. ·Grünordnung$'p(an vom 05.08.1994) 
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11", Ein9riff5~/AusgleichsbUanzierung 

Die Ausweisung des Gewerbegebietes "Güllen" unter' vollständiger Inanspruchnahme 
, . . . 

vom Landschaftsraum isf als naturschutzrechtlicher Eingriff im Sinne des § 8 Abs. '1 

BNatSchG zu bewerten. 

Seine Ge~ichtu~g erhält dieser naturschutzrechtlicne. Eingriff durch den l)mstand, daß 

nahezu 90 % der gewerblichen Bauflä~hen zum SCDutze des Grundwass~rs versiegelt 

werden müssen. Andererseits werden ausschließlich intensiv landwirtsc,haftlich genutzte 

Ackerflächen mit geringerem ökologischen Potential in Anspruch genommen'. 

Aufgrund der übe~geordneten öffentlichen Belange nach Ziff. 5 läßt sich der nafurschutz-

rechtliche Eingriff nicht vermeiden. 

Dem Minimierungsgebot wurde dadurch Rechnung getragen, daß die Fläche-des Gewer-
.,. .' 

begebietes gegenüber der ursprünglichen Planung um nahezu die Hälfte verringert wur-

de und der überwiegende Teil der Restfläch~ (südlich der B 27) zur' Sicherung einer' 

landwirtschaftlichen Nutzung in den räumlichen Geltungsbereich des Bebcaulmgsplanes 

einbezogen wird. Damit wurde der planerische' Wille" statuiert, di~sen Bereich des "~nte- " 

ren Neckartales" von jegliche~ Bebauung und Versiegelung r auch im Sil1ne einer Vernet-

" zung "mit der anschließen~en' Waldfläche, "freizuhalten. 

Die Pro-PlanungsgeseHschaft für Raumordnung und Ökologie mbH, hat 'den durch die 

Ausweisung des Gewerbegebietes verursachten 'naturschutzrechtlichen Eingriff im Hhl-
. , 

blick auf die berührten Umweltfaktoren bewertet sowie eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzie-

rung vorge~ommen_ Auf die' gutachterliehe Stellungnahme vom 19.05.1994 -wird hinge~ 

wiesen. Diese sieht u. a., eine teilweise Verlegung der Blaulache in ein naturnahes Ge- -

wässerbett ~or. Weitere Unter~uchungen haben jedoch ergeben, -daß die, Blaulache auf-." 

grund ihres bisherigen naturnahen Verlaufes als Biotop im Sinne des § 24 a NatSchG 

, einzustufeT1',und damit ihre Verlegung nicht zweckmäßig ist. Als Ersatz für die ursprüng- '" 
, ' , 

lich geplante Bachverlegung wird deshalb nördlich des Bachverlaufes -ein natürlicher Re-
, I,' .• 

tentions- und Versickerungsraum'durch Ableitung der Hochwassermengen der Bla~lachej 

und durch die Zuleitung des Oberflächenwassers der Böschungsfläche zwi~chen. der B 
. . . ' 

, ' 

27 und dem Gewerbegebiet geschaffen (Ausgleichsfläche B). 

,Auf der Ausgleichsfläche A verbleibt es bei den vorgesehenen Maßnahmen. Hier ist, ~ie 

Umwandlung der vorhandenen Ackerflächen bzw. des Grünlandes in extensiv genutzte 
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Feuchtwiesen mit 1 - 2-maliger Mahd im Hochsommer ~der Herbst vorgesehen. 10 % der 

, Fläche sind mit standortgerechten Gehölzen Zl:I bepflanzen .. 

Insbesondere durch die Maßnahmen auf der Ausgleichsfläche 8 kann ,eine teilweise . ' 

Kompensation der durch die Bodenversiegejung im Gewerbegebiet verursachten ungün-
, -

stigen Auswirkungen auf die Grundwasserbilanz erreicht werden. 

Die Ausgleichsflächen A und B werden den Gewerbebaugrundstücken zugeordnet. 

Durch die Festsetzung von StraßenbegJeitgfÜn. Dach- und Fassadenbegrünung und' von' 

Pflanzgeboten kann der Eingriff im Gewerbegebiet weiter -, wenn auch nicht erheblich -

ausgeglichen werden. 

Entgegen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung der Pro-Planungsgesellschaft für Rau-

mordnung und Ökologie war die Ausgleichsfl.äche südlich der B 27 zu reduzieren, da ei-

ne vollständige Inanspruchnahme der von' der' Pro-Planungsgesellschaft vorgesehenen 

Ausgleichsfläche durch die Zuordnung' zu den Gewerbegrundstücken zu nicht akzepta-

blen Grundstü~kspreisen im Gewerbegebiet führen würde. 

Eine ElWei~erung de~ Au~gleichsf[äche südlich der B 27· 'im Interesse einer günstigeren 

8na~zierung muß auch 'n~ch Abwägung der Belange ger Natur und Landschaft mit den 

Bel~ngen der LandwirtscD~ft unter:bleiben, da weitere landwirtschaftliche, Flächen des im . 

"Unteren Neckartalll vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebes verloren gehen würden. 

, , 

Nach Abwägung der öffentlichen und privaten Belange untereinande~ un~ gegeneinan-
, , 

der und insbesondere der Belange der Arbeitsplatzsicherun9, Wirtschaftsförderung, In- ' 
~ '" . . ' 

frastruktur und Vers~rgung mit den Belangen 'Natur und Landsch~ft ~nd diesen mit den 

Belangen der L~ndwirtschaft muß der Resteing~iff zur Vermeidung der Inanspruchnahme 

von wertv~hem Landschaftsraum an anderer Stelle hingenommen werden. 

12. Bodenordnende Maßnahmen 

Aufgrund d~r landwirtschaftlichen Parzellenstruktur sind die Grundstücke 'im Gewerbege-

biet nach ~agel Form und Größe für eine gewerbliche-Bebauung nicht geeignet. Da die 

Grundstücke in städtischem Eigentum Hegen, wird ein .förmliches Umlegungsverfahr~n, 

das sich verzögerlichauf die Bereitstellun~ der Gewerbegrundstücke auswirkt, 

vermieden. 



12 

13. Kosten 

Darin enthalten sind für öffentliches Grün- und Verkehrsbegleitgrun ca. DM 0,31 Mio. 

Für die KanaIerschließung müssen .c~. DM 2,5 Mio. für einen 'zusätzlich erforderlichen 
. . 

Ableitungskanal entlang ~er Stuttgarter Straße/Bismarckstraße bis zur Einmündung in 

den Nordsammler. 

Für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen muß. ohne Grunderwerb mi1 rund DM 0,8 

Mio. Kosten gerechnet werden. 

Als zusätzliche Kosten für eihe flächendeckend erforderliche verdichtete Auffüllung sind 

für das 8~ugebiet ca. DM 2 Mio. erforderlich. 

14. Finanzierung 

Die voraussichtliche. Höhe der Erschließungsbeiträge beträgt ca. DM 1,8 Mio. Hierin sin~ 

allerdings ein Beitragsanteil für Aufwendung~n 'für Verkehrsgrün in Höhe von c~. DM 

300.000,- und ein Beitragsanteil für Aufwendungen für GrunderWerb in Höhe.von ca. DM 

·550.000,~ enthalten. 

Die voraussichtliche Höhe' der A~wasserbeitrage liegt bei ca. DM 2,3' Mio. Aus Erlösen 

fUr die Auffüllung des Geländes yvird mit ca. DM 1,5 Mio. gerechnet. 

Tübingen, 28.11.1997 
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